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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seinen Richter Dr. Köhler über die

Beschwerde der A. GmbH gegen den Bescheid des Magistrates der Stadt Wien

(Magistratsabteilung 40 - Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht) vom

06.08.2020, Zl. …, betreffend Vergütung gemäß § 32 Epidemiegesetz zu Recht

erkannt:

I. Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

II. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.

En t s c h e i d u n g s g rü n d e

Verfahrensgang

Die A. GmbH (in der Folge: Beschwerdeführerin) beantragte mit Schreiben vom

21.04.2020 die „Zuerkennung einer Vergütung gemäß § 32 Epidemiegesetz 1950.“

Mit dem nun angefochtenen Bescheid vom 06.08.2020 wies die belangte Behörde

den Antrag ab. Begründend führte die belangte Behörde nach Wiedergabe der

gesetzlichen Grundlagen im Wesentlichen aus, dass zur Verhinderung der

Verbreitung von COVID-19 vom Magistrat der Stadt Wien keine

Betriebsbeschränkung oder Betriebsschließung hinsichtlich der gegenständlichen
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Betriebsstätte iSd § 20 Epidemiegesetz bescheidmäßig angeordnet worden sei. Ein

Vergütungsanspruch gemäß § 32 Abs. 1 Epidemiegesetz sei somit nicht gegeben.

Das Betretungsverbot sei vielmehr vom Bundesminister für Gesundheit verordnet

worden, wobei in diesem Fall nach ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung die

Bestimmungen des Epidemiegesetzes betreffend die Schließung von

Betriebsstätten nicht zur Anwendung gelangten. Der Ausschluss des

Vergütungsanspruches nach dem Epidemiegesetz durch das COVID-19-

Maßnahmengesetz stelle nach dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom

14.07.2020, G202/2020, weder einen unzulässigen Eingriff in das Grundrecht auf

Unversehrtheit des Eigentums noch eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes

dar.

Dagegen richtet sich die innerhalb offener Frist eingebrachte Beschwerde.

Die belangte Behörde verzichtete auf eine Beschwerdevorentscheidung und legte

die Beschwerde samt Verwaltungsakt dem Verwaltungsgericht vor.

(weitere) Feststellungen

Die A. GmbH betreibt das Lokal „B.“ in Wien, C.-straße. Es handelt sich hierbei um

einen Gastronomiebetrieb. Es wurden über die gegenständliche Betriebsstätte

keine Beschränkungen iSd § 32 Abs. 1 Epidemiegesetz verhängt.

Beweiswürdigung

Das Verwaltungsgericht hat Beweis erhoben durch Einsichtnahme in den

Verwaltungsakt. Die Feststellungen zur beschwerdeführenden Gesellschaft und

den Betriebsmöglichkeiten und –einschränkungen sind gerichtsbekannt/notorisch

und stehen außer Streit. Es stellen sich in der Beschwerdesache ausschließlich

Rechtsfragen.

Rechtliche Beurteilung

Die Beschwerdeführerin brachte vor: Aufgrund der Schließung von Betriebsstätten

gemäß der Verordnung des Bundesministers für Gesundheit BGBl. II. 96/2020 sei

der Beschwerdeführerin bis zum 14.05.2020, wo aufgrund der COVID-19-

Lockerungsverordnung BGBl. II 107/2020 das Betreten von Betriebsstätten ab

15.05.2020 wiederum unter Auflagen für zulässig erklärt worden sei, ein

Verdienstentgang entstanden. Im angefochtenen Bescheid führe die Behörde aus,
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dass ein Verdienstentgang in vorerst unbekannter Höhe beantragt worden sei. Dies

sei unrichtig. Es sei ein konkreter Verdienstentgang in Höhe von ***.***,** Euro

geltend gemacht worden. Weiters sei der Antrag nicht auf § 20 Epidemiegesetz

gestützt worden, sondern gerade auf die Tatsache, dass die Verordnung des

Bundesministers BGBl. II. 96/2020 aufgrund des COVID-19-Maßnahmengesetz

BGBl. I 12/2020 wesentlich umfassendere und generelle Betriebsschließungen als

§ 20 Epidemiegesetz erlaubt habe und in keiner einzigen gesetzlichen Bestimmung

§ 32 Epidemiegesetz in seiner Geltung dafür ausgeschlossen worden sei. Die

Beschwerdeführerin habe sich auf keine Verordnung der Bezirkshauptmannschaft

D. gestützt. In Wahrheit gehe die Behörde auf die Argumente der

Beschwerdeführerin, die auch zum Teil erheblich von den Ausführungen des VfGH

in seinem Erkenntnis vom 14.07.2020, G 202/2020, abwichen und vom VfGH noch

gar nicht behandelt worden seien, überhaupt nicht ein. Der VfGH sei überhaupt

nicht mit der Frage beschäftigt gewesen, ob eine Schließung von Betriebsstätten

nicht dennoch zur Anwendbarkeit des § 32 Epidemiegesetz führen könnte. Zwar

vermeinte er, dass der Gesetzgeber offenkundig das Anliegen verfolgt habe,

Entschädigungsansprüche nach dem Epidemiegesetz auszuschließen, hätte sich

aber überhaupt nicht mit der Frage beschäftigt, ob die diesbezügliche mit dem

CODIV-19-Maßnahmengesetz geschaffene Möglichkeit von Betriebsschließungen

und dem damit einhergehenden Zweck, Betriebsschließungen nach § 20

Epidemiegesetz zu verhindern, auch dazu führte, dass bei der neu geschaffenen

Möglichkeit zu Betriebsschließungen § 32 Epidemiegesetz ebenfalls

ausgeschlossen werden sein sollte. Aus dem Gesetzeswortlaut ergebe sich dies

jedenfalls nicht. § 4 Abs. 2 COVID-19-Maßnahmengesetz ordne an, dass

Bestimmungen des Epidemiegesetzes über die Schließung von Betriebsstätten

nicht zur Anwendung gelangten. Solche Bestimmungen würden sich im

2. Hauptstück des Epidemiegesetzes befinden. Das sage aber noch nichts über die

Vergütung für den Verdienstentgang im 3. Hauptstück des Gesetzes aus. Diese

Bestimmungen seien nicht ausdrücklich von der Anwendbarkeit ausgeschlossen

worden. Die Maßnahmen nach dem COVID-19-Maßnahmengesetz seien wesentlich

leichter und genereller anzuordnen, als jene nach § 20 Epidemiegesetz. Ein

„Lockdown“ im gesamten Bundesgebiet Republik Österreich sei auf Grundlage des

Epidemiegesetzes vermutlich kaum rechtlich haltbar gewesen. Der VfGH führe in

seinem Erkenntnis ausdrücklich an, dass er im dortigen Verfahren nicht zu

beurteilen hätte, ob § 1 Verordnung BGBl. II 96/2020 den Vorgaben des § 1

COVID-19-Maßnahmengesetz in jeder Hinsicht entsprechen würde. Mit der
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Verordnungsermächtigung im COVID-19-Maßnahmengesetz werde ausschließlich

den Bestimmungen über die Schließung von Betriebsstätten im 2. Hauptstück des

Epidemiegesetzes derogiert, nicht aber den Bestimmungen im 3. Hauptstück des

Epidemiegesetzes über Entschädigungen. Daher sei entgegen allen bisherigen

Auffassungen § 32 Epidemiegesetz jedenfalls uneingeschränkt anwendbar. Mit

dieser Frage habe sich der VfGH im Übrigen noch nicht beschäftigt. Er zitiere

lediglich die Wunschvorstellung der Bundesregierung bzw. des Gesetzgebers. Es

sei nach richtiger rechtlicher Ansicht gar nicht die Frage zu prüfen, ob ein allfälliger

gesetzlicher Ausschluss eine Entschädigung bei Betriebsschließungen nach dem

COVID-19-Maßnahmengesetz und der darauf basierenden Verordnungen

verfassungswidrig gewesen sei oder nicht, da alleine aufgrund der bestehenden

einfachgesetzlichen Regelungen zwingend ein Entschädigungsanspruch weiterhin

bestanden hätte.

Unabhängig davon werde auch zum Erkenntnis des VfGH Stellung genommen. Der

VfGH vertrete die Meinung, es sei nicht verfassungswidrig einen

Entschädigungsanspruch auszuschließen, zumal nur eine kurze Geltungsdauer der

Betretungsverbote bestanden hätte. Eine Betriebsschließung von zwei Monaten in

vielen Bereichen könne jedoch gerade bei kleinen und mittelständischen

Unternehmen bereits schwerste wirtschaftliche Folgen bis hin zur Insolvenz haben.

Das Epidemiegesetz sehe völlig unabhängig von der Dauer von

Betriebsbeschränkungen Entschädigungspflichten vor. Dabei würden die

Krankheiten, die die Grundlage für Schließungen nach dem Epidemiegesetz sein

könnten, ganz sicher nicht derart lange Betriebsschließungen (zwei Monate)

rechtfertigen. Innerhalb der Verordnung des Bundesministers gebe es eine

Ungleichbehandlung von Handelsunternehmen und Dienstleistern. Das vom VfGH

angeführte umfangreiche Maßnahmen- und Rettungspaket werde von den meisten

Unternehmern als Verhöhnung angesehen. In Bezug auf Förderungen bestehe eine

deutlich schwächere Rechtsposition als einem Entschädigungsanspruch nach dem

Epidemiegesetz. Es bestünde somit keine Gleichwertigkeit. Das Epidemiegesetz

würde Interessenabwägungen und Zweckmäßigkeitsprüfungen erfordern und zu

keinen flächendeckenden Betriebsschließungen legitimieren. Dem wollte der

Gesetzgeber mit dem COVID-19-Maßnahmengesetz entgehen. Es könne

zusammengefasst gesagt werden, dass das Erkenntnis des VfGH vom 14.07.2020

eines der am meisten politisch geprägten Erkenntnisse gewesen sei, die Intention

des Gesetzgebers aus budgetären Gründen rechtlich durchsetzbare Ansprüche auf
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Entschädigungen nach dem Epidemiegesetz auszuschließen, was zwar

nachvollziehbar sei, aber weder einfachgesetzlich geglückt noch nach Ansicht der

Beschwerdeführerin verfassungsgesetzlich gerechtfertigt sei. Damit bestehe der

Anspruch auf Entschädigung nach § 32 Epidemiegesetz zu Recht. Ausgehend von

dieser Rechtsansicht hätte die Behörde auch ein entsprechendes

Ermittlungsverfahren über die Höhe der geltend gemachten Ansprüche zu führen

gehabt.

Die Beschwerde ist nicht berechtigt:

Der Verfassungsgerichtshof hat sich insbesondere im Erkenntnis vom 14.07.2020,

G 202/2020 u.a., mit den in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen beschäftigt.

Die Bestimmungen des COVID-19-Maßnahmengesetzes iVm § 1 COVID-19–

Maßnahmenverordnung und deren Nachfolgeverordnungen bewirkten, dass keine

Betriebsschließungen nach § 20 Epidemiegesetz angeordnet wurden, weshalb

insbesondere Ansprüche auf Vergütung des Verdienstentganges nach § 32 Abs. 1

Z 5 Epidemiegesetz ausgeschlossen sind (VfGH 14.07.2020, G 202/2020 und

V 408/2020, Rz 94).

Auch der VfGH betont, die Vielzahl an weitergehenden Förderungen, Beihilfen und

Leistungen (Beihilfen bei Kurzarbeit gemäß § 37b Arbeitsmarktservicegesetz,

Härtefallfondsgesetz, Bundesgesetz über die Errichtung des COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds, Fixkostenzuschuss), die als Ausgleich für allfällige

Beschränkungen geleistet werden (VfGH 14.07.2020, G 202/2020 und

V 408/2020, Rz 101 ff).

Vor Inkrafttreten des COVID-19-Maßnahmengesetzes bestand (bereits) gemäß

§ 20 Epidemiegesetz die Möglichkeit, die Betriebsbeschränkung bzw. Schließung

gewerblicher Unternehmungen beim Auftreten anzeigepflichtiger Krankheiten

durch Verordnung anzuordnen. Gemäß § 32 Abs. 1 Z 5 Epidemiegesetz ist

natürlichen und juristischen Personen sowie Personengesellschaften des

Handelsrechtes, wenn und soweit sie ein Unternehmen betreiben, das gemäß § 20

Epidemiegesetz in seinem Betrieb beschränkt oder gesperrt worden ist, wegen der

durch die Behinderung ihres Erwerbes entstandenen Vermögensnachteile eine

Vergütung zu leisten. Mit dem COVID-19-Maßnahmengesetz schuf der
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Gesetzgeber eine Grundlage zur Anordnung von Maßnahmen durch Verordnung

zur Bekämpfung von COVID-19 (§§ 1 und 2 COVID-19-Maßnahmengesetz). Ein

Entschädigungsanspruch für Betroffene einer entsprechenden Maßnahme ist im

COVID-19-Maßnahmengesetz nicht vorgesehen (VfGH 14.07.2020, G 202/2020

und V 408/2020, Rz 111 f).

Im Hinblick auf Betretungsverbote von Betriebsstätten, die wegen COVID-19 auf

Grundlage des § 1 COVID-19-Maßnahmengesetz angeordnet werden, kommt eine

Vergütung des dadurch entstandenen Verdienstentganges nach § 32

Epidemiegesetz nicht in Betracht. Der Gesetzgeber schloss die Geltung der

Regelungen des Epidemiegesetzes über die Schließung von Betriebsstätten

betreffend Maßnahmen nach § 1 COVID-19-Maßnahmengesetz vielmehr explizit

aus. Mit der Schaffung des COVID-19-Maßnahmengesetzes verfolgte der

Gesetzgeber offenkundig (auch) das Anliegen, Entschädigungsansprüche im Fall

einer Schließung von Betriebsstätten nach dem Epidemiegesetz, konkret nach § 20

iVm § 32 Epidemiegesetz, auszuschließen (VfGH 14.07.2020, G 202/2020 und

V 408/2020, Rz 114). Dies lässt sich auch sachlich damit begründen, dass bislang

vom Infektionsgeschehen her völlig anders geartete Krankheiten unter das

Epidemiegesetz fielen und eine andere Reichweite von Auswirkungen betreffend

den Corona-Virus bzw. die Krankheit COVID-19 zu erfassen ist. Insofern ist es

auch sachlich gerechtfertigt, andere Maßnahmen und andere (Sonder-)Opfer zu

verlangen.

Der VfGH geht davon aus, dass dem Gesetzgeber in der Frage der Bekämpfung

der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie ein weiter rechtspolitischer

Gestaltungsspielraum zukommt. Wenn sich der Gesetzgeber daher dazu

entscheidet, das bestehende Regime des § 20 iVm § 32 Epidemiegesetz 1950 auf

Betretungsverbote nach § 1 COVID-19-Maßnahmengesetz iVm § 1 COVID-19-

Maßnahmenverordnung nicht zur Anwendung zu bringen, sondern stattdessen ein

alternatives Maßnahmen- und Rettungspaket zu erlassen, ist ihm aus der

Perspektive des Gleichheitsgrundsatzes gemäß Art. 2 StGG sowie Art. 7 B-VG nicht

entgegenzutreten (VfGH 14.07.2020, G 202/2020 und V 408/2020, Rz 116). Eine

vermeintliche Ungleichbehandlung zwischen Handel und Dienstleistern wie von der

Beschwerdeführerin behauptet, kann für diese selbst – als Betreiberin eines

Gastronomielokals, d.h. ohne einer der beiden Gruppen anzugehören – von

vornherein nicht bestehen.
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Durch Verordnung werden gemäß § 7 Abs. 1 Epidemiegesetz anzeigepflichtige

Krankheiten bezeichnet, bei denen für kranke, krankheitsverdächtige oder

ansteckungsverdächtige Personen Absonderungsmaßnahmen verfügt werden

können. Zur Verhütung der Weiterverbreitung einer in einer Verordnung nach § 7

Abs. 1 angeführten anzeigepflichtigen Krankheit können gemäß § 7 Abs. 1a

Epidemiegesetz kranke, krankheitsverdächtige oder ansteckungsverdächtige

Personen angehalten oder im Verkehr mit der Außenwelt beschränkt werden,

sofern nach der Art der Krankheit und des Verhaltens des Betroffenen eine

ernstliche und erhebliche Gefahr für die Gesundheit anderer Personen besteht, die

nicht durch gelindere Maßnahmen beseitigt werden kann. Die angehaltene Person

kann bei dem Bezirksgericht, in dessen Sprengel der Anhaltungsort liegt, die

Überprüfung der Zulässigkeit und Aufhebung der Freiheitsbeschränkung nach

Maßgabe des 2. Abschnitts des Tuberkulosegesetzes beantragen. Jede Anhaltung

ist dem Bezirksgericht von der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen, die sie

verfügt hat. Das Bezirksgericht hat von Amts wegen in längstens dreimonatigen

Abständen ab der Anhaltung oder der letzten Überprüfung die Zulässigkeit der

Anhaltung in sinngemäßer Anwendung des § 17 des Tuberkulosegesetzes zu

überprüfen, sofern die Anhaltung nicht vorher aufgehoben wurde. Zuständige

Behörde für die Absonderung gemäß § 7 Epidemiegesetz ist gemäß § 43 Abs. 4

Epidemiegesetz die Bezirksverwaltungsbehörde, in Wien der Magistrat der Stadt

Wien.

§ 20 Epidemiegesetz idF BGBl. I 63/2016 lautete:

„(1) Beim Auftreten von Scharlach, Diphtherie, Abdominaltyphus, Paratyphus,
bakterieller Lebensmittelvergiftung, Flecktyphus, Blattern, Asiatischer Cholera,
Pest oder Milzbrand kann die Schließung von Betriebsstätten, in denen bestimmte
Gewerbe ausgeübt werden, deren Betrieb eine besondere Gefahr für die
Ausbreitung dieser Krankheit mit sich bringt, für bestimmt zu bezeichnende
Gebiete angeordnet werden, wenn und insoweit nach den im Betriebe bestehenden
Verhältnissen die Aufrechterhaltung desselben eine dringende und schwere
Gefährdung der Betriebsangestellten selbst sowie der Öffentlichkeit überhaupt
durch die Weiterverbreitung der Krankheit begründen würde. (BGBl. Nr. 449/1925,
Artikel III Abs. 2, und BGBl. Nr. 151/1947, Artikel II Z 5 lit. h.)
(2) Beim Auftreten einer der im ersten Absatz angeführten Krankheiten kann unter
den sonstigen dort bezeichneten Bedingungen der Betrieb einzelner gewerbsmäßig
betriebener Unternehmungen mit fester Betriebsstätte beschränkt oder die
Schließung der Betriebsstätte verfügt sowie auch einzelnen Personen, die mit
Kranken in Berührung kommen, das Betreten der Betriebsstätten untersagt
werden.
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(3) Die Schließung einer Betriebsstätte ist jedoch erst dann zu verfügen, wenn
ganz außerordentliche Gefahren sie nötig erscheinen lassen.
(4) Inwieweit die in den Abs. 1 bis 3 bezeichneten Vorkehrungen auch beim
Auftreten einer anderen anzeigepflichtigen Krankheit getroffen werden können,
wird durch Verordnung bestimmt.“

§ 32 Epidemiegesetz in der bis zum 14.05.2020 geltenden Fassung BGBl. I

702/1974 lautete:

„(1) Natürlichen und juristischen Personen sowie Personengesellschaften des
Handelsrechtes ist wegen der durch die Behinderung ihres Erwerbes entstandenen
Vermögensnachteile dann eine Vergütung zu leisten, wenn und soweit
1. sie gemäß §§ 7 oder 17 abgesondert worden sind, oder
2. ihnen die Abgabe von Lebensmitteln gemäß § 11 untersagt worden ist, oder
3. ihnen die Ausübung einer Erwerbstätigkeit gemäß § 17 untersagt worden ist,
oder
4. sie in einem gemäß § 20 im Betrieb beschränkten oder geschlossenen
Unternehmen beschäftigt sind, oder
5. sie ein Unternehmen betreiben, das gemäß § 20 in seinem Betrieb beschränkt
oder gesperrt worden ist, oder
6. sie in Wohnungen oder Gebäuden wohnen, deren Räumung gemäß § 22
angeordnet worden ist, oder
7. sie in einer Ortschaft wohnen oder berufstätig sind, über welche
Verkehrsbeschränkungen gemäß § 24 verhängt worden sind,
und dadurch ein Verdienstentgang eingetreten ist.
(2) Die Vergütung ist für jeden Tag zu leisten, der von der in Abs. 1 genannten
behördlichen Verfügung umfaßt ist.
(3) Die Vergütung für Personen, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, ist nach
dem regelmäßigen Entgelt im Sinne des Entgeltfortzahlungsgesetzes, BGBl. Nr.
399/1974, zu bemessen. Die Arbeitgeber haben ihnen den gebührenden
Vergütungsbetrag an den für die Zahlung des Entgelts im Betrieb üblichen
Terminen auszuzahlen. Der Anspruch auf Vergütung gegenüber dem Bund geht
mit dem Zeitpunkt der Auszahlung auf den Arbeitgeber über. Der für die Zeit der
Erwerbsbehinderung vom Arbeitgeber zu entrichtende Dienstgeberanteil in der
gesetzlichen Sozialversicherung und der Zuschlag gemäß § 21 des
Bauarbeiterurlaubsgesetzes 1972, BGBl. Nr. 414, ist vom Bund zu ersetzen.
(4) Für selbständig erwerbstätige Personen und Unternehmungen ist die
Entschädigung nach dem vergleichbaren fortgeschriebenen wirtschaftlichen
Einkommen zu bemessen.
(5) Auf den gebührenden Vergütungsbetrag sind Beträge anzurechnen, die dem
Vergütungsberechtigten wegen einer solchen Erwerbsbehinderung nach sonstigen
Vorschriften oder Vereinbarungen sowie aus einer anderweitigen während der Zeit
der Erwerbsbehinderung aufgenommenen Erwerbstätigkeit zukommen.“

Gemäß § 1 COVID-19-Maßnahmengesetz BGBl. I 12/2020 in der Stammfassung

konnte beim Auftreten von COVID-19 der Bundesminister für Soziales,
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Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz durch Verordnung das Betreten von

Betriebsstätten oder nur bestimmten Betriebsstätten zum Zweck des Erwerbs von

Waren und Dienstleistungen untersagen, soweit dies zur Verhinderung der

Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist. In der Verordnung konnte geregelt

werden, in welcher Zahl und zu welcher Zeit jene Betriebsstätten betreten werden

dürfen, die vom Betretungsverbot ausgenommen sind.

Mit BGBl. I 23/2020 wurde dieser Bestimmung der Satz „Darüber hinaus kann

geregelt werden, unter welchen bestimmten Voraussetzungen oder Auflagen

Betriebsstätten oder Arbeitsorte betreten werden dürfen.“ angefügt. Diese

Änderung ist mit 05.04.2020 in Kraft getreten.

§ 4 COVID-19-Maßnahmengesetz idF BGBl. I 23/2020 lautete:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.
(1a) Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 16/2020 tritt
rückwirkend mit 16. März 2020 in Kraft.
(2) Hat der Bundesminister gemäß § 1 eine Verordnung erlassen, gelangen die
Bestimmungen des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, betreffend die
Schließung von Betriebsstätten im Rahmen des Anwendungsbereichs dieser
Verordnung nicht zur Anwendung.
(3) Die Bestimmungen des Epidemiegesetzes 1950 bleiben unberührt.
(4) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können vor seinem
Inkrafttreten erlassen werden, dürfen jedoch nicht vor diesem in Kraft treten.
(5) §§ 1, 2 und § 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 treten
mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“

Mit der am 16.03.2020 in Kraft getretenen Verordnung des Gesundheitsministers

BGBl. II 96/2020 wurde das hier zur Anwendung kommende Betretungsverbot von

bestimmten Betriebsstätten ausgesprochen.

Nunmehr ist nach mehreren Novellierungen, die zu einer Differenzierung der

Regelungsmöglichkeiten führten, die Verordnungskompetenz für Betriebsstätten

und öffentliche Orte in §§ 3 bis 5 COVID-19-Maßnahmengesetz idF BGBl.

I 104/2020 zu sehen. Es bestanden seit März 2020 durchgehend Rechtsgrundlagen

zur Deckung von Verordnungen des Gesundheitsministers betreffend

Beschränkungen zum Betreten öffentlicher Orte.
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Ein Vergütungsanspruch nach § 32 Abs. 1 Z 1 Epidemiegesetz besteht nur im Falle

einer behördlich verfügten Absonderung unter Anwendung der Bestimmungen des

§ 7 (und des hier nicht in Betracht kommenden § 17) Epidemiegesetz. Dass eine

solche behördliche Verfügung im Beschwerdefall getroffen worden wäre, behauptet

auch die beschwerdeführende Gesellschaft nicht. Ein Vergütungsanspruch kann

somit nicht auf diesen Tatbestand gestützt werden.

Ein Vergütungsanspruch nach § 32 Abs. 1 Z 4 Epidemiegesetz setzt voraus, dass

die Person „in einem gemäß § 20 im Betrieb beschränkten oder geschlossenen

Unternehmen beschäftigt“ ist. Eine Beschränkung iSd § 20 Epidemiegesetz liegt

gegenständlich aber nicht vor. Die Anwendbarkeit des § 20 Epidemiegesetz

(„Betriebsbeschränkung oder Schließung gewerblicher Unternehmungen“) ist eine

Bestimmung des Epidemiegesetzes betreffend die Schließung von Betriebsstätten

im Rahmen des Anwendungsbereichs, die vom jeweils geltenden COVID-19-

Maßnahmengesetz für unanwendbar erklärt wurde.

Ein Vergütungsanspruch nach § 32 Abs. 1 Z 7 Epidemiegesetz setzt voraus, dass

die Person in einer Ortschaft wohnt oder berufstätig ist, über welche

Verkehrsbeschränkungen gemäß § 24 Epidemiegesetz verhängt worden sind. Eine

Verkehrsbeschränkung gemäß § 24 Epidemiegesetz liegt gegenständlich aber

nicht vor. Es konnten öffentliche Orte und auch öffentliche Verkehrsmittel betreten

werden, um zur Arbeit zu gelangen. Unabhängig von einer formalen oder

inhaltlichen Betrachtungsweise liegt hier der Anspruchstatbestand nicht vor.

Dass ein anderer Anspruchstatbestand des § 32 Abs. 1 Epidemiegesetz erfüllt

wäre, ist nicht erkennbar. Das Beschwerde- bzw. Antragsvorbringen zielt

denkmöglich nur auf die drei angesprochenen Ziffern ab.

§ 32 Abs. 1 Epidemiegesetz erfasst Verordnungen gemäß bzw. Beschränkungen

iSd § 15 Epidemiegesetz nicht (Regeln betreffend das Zusammenströmen größerer

Menschenmassen). § 32 Abs. 1 Epidemiegesetz erfasst aber insbesondere auch

nicht Beschränkungen iSd COVID-19-Maßnahmengesetzes.

§ 32 Abs. 1 Epidemiegesetz bietet – unabhängig davon, ob seine Anwendung nun

nach dem COVID-19-Maßnahmengesetz ausgeschlossen ist oder nicht – für die

Beschränkungen, die für die Beschwerdeführerin gegolten haben, keine
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Anspruchsgrundlage. Die von der Beschwerdeführerin betriebene Betriebsstätte

war nicht durch eine Maßnahme nach dem Epidemiegesetz betroffen (siehe die

Aufzählung von Maßnahmen in § 32 Abs. 1 Epidemiegesetz). Die Verordnungen

des Bundesministers, die auf das COVID-19-Maßnahmengesetz gestützt waren,

sind von § 32 Abs. 1 Epidemiegesetz gar nicht erfasst. Auf eine andere

Anspruchsgrundlage beruft sich die Beschwerdeführerin auch nicht.

Gemäß früher § 4 Abs. 2, nunmehr § 12 Abs. 2 COVID 19-Maßnahmengesetz

gelangen die Bestimmungen des Epidemiegesetzes betreffend die Schließung von

Betriebsstätten nicht zur Anwendung, wenn der Bundesminister gemäß § 1

COVID 19-Maßnahmengesetz eine Verordnung erlassen hat. Seit 11.03.2020

waren durchgehend Verordnungen gemäß § 1 COVID 19-Maßnahmengesetz in

Kraft.

Dass sich der gesetzliche Ausschluss von Entschädigungsansprüchen mit § 4

Abs. 2 COVID-19-Maßnahmengesetz auch auf die mit der Verordnung BGBl. II

96/2020 ausgesprochenen Betretungsverbote erstreckte, hat der VfGH

ausdrücklich zum Ausdruck gebracht (VfGH 14.07.2020, G 202/2020 und

V 408/2020, zB Rz 127, 112 iVm 114, 94). In diesem Erkenntnis hat der VfGH

auch ausgeführt, dass verfassungsrechtliche Bedenken in diesem Zusammenhang,

insbesondere auch im Hinblick auf das gleichzeitig beschlossene Maßnahmenpaket

(Begleitgesetze und wirtschaftslenkende Maßnahmen), nicht bestehen.

Das Verwaltungsgericht sieht keinen Grund, die Aussagen des VfGH vom

14.07.2020 als unrichtig oder unanwendbar zu betrachten. Abgesehen davon, dass

die dort getroffenen Aussagen nachvollziehbar sind, sind sie für den

Beschwerdefall maßgeblich. Das Verwaltungsgericht sieht sich an die

Rechtsansicht des VfGH gebunden.

Da sich der mit dem Antrag vom 21.04.2020 behauptete Anspruch, der mit dem

angefochtenen Bescheid verneint wurde, somit auf keinen gesetzlichen

Tatbestand stützen kann und gegen die zur Anwendung kommenden Vorschriften

auch im Lichte der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung beim

Verwaltungsgericht keine verfassungsrechtlichen Bedenken hervorgekommen

sind, war die Beschwerde als unbegründet abzuweisen. Die Abweisung erfolgte

zu Recht. Die geltend gemachten Rechtsverletzungen und vermeintlichen
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inhaltlichen Rechtswidrigkeiten liegen nicht vor. Auch von Amts wegen kann keine

Rechtswidrigkeit erkannt werden.

Die Durchführung einer mündlichen Verhandlung konnte trotz eines Antrags der

Beschwerdeführerin gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG entfallen, weil der

entscheidungserhebliche Sachverhalt unstrittig ist und sich im Wesentlichen aus

dem eigenen Vorbringen der Beschwerdeführerin ergibt und somit eine mündliche

Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache, die im Wesentlichen durch das

Erkenntnis des VfGH vom 14.07.2020, G 202/2020 u.a., geklärt wurde, nicht

erwarten lässt. Auch steht Art. 6 EMRK bzw. Art. 47 GRC dem Entfall einer

mündlichen Verhandlung nicht entgegen.

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Art. 133

Abs. 4 B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Zum einen

ist die aufgeworfene Rechtsfrage an Hand des eindeutigen Wortlautes der

heranzuziehenden Bestimmungen zu lösen, zum anderen hat der VwGH die im

Zusammenhang damit stehenden Fragen zum Eingriff in verfassungsgesetzlich

gewährleistete Rechte mit dem zitierten Erkenntnis (VfGH 14.07.2020,

G 202/2020 u.a.) bereits beantwortet. Es liegen keine Hinweise auf eine

grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfragen vor.

B e l e h r u n g

Gegen dieses Erkenntnis besteht die Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde

beim Verfassungsgerichtshof und/oder einer außerordentlichen Revision beim

Verwaltungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist innerhalb von sechs

Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch eine bevollmächtigte

Rechtsanwältin bzw. einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und die außerordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Für die

Beschwerde bzw. die Revision ist eine Eingabengebühr von je EUR 240,– beim

Finanzamt für Gebühren, Verkehrssteuern und Glücksspiel zu entrichten.

Es besteht die Möglichkeit, Verfahrenshilfe für das Verfahren vor dem

Verwaltungsgerichtshof bzw. Verfassungsgerichtshof zu beantragen. Einer
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juristischen Person oder einem sonstigen parteifähigen Gebilde ist die

Verfahrenshilfe zu bewilligen, wenn die zur Führung des Verfahrens erforderlichen

Mittel weder von ihr (ihm) noch von den an der Führung des Verfahrens

wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht werden können und die beabsichtigte

Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder

aussichtslos erscheint. Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist für ein

Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof unmittelbar beim

Verfassungsgerichtshof einzubringen. Für ein außerordentliches

Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist der Antrag unmittelbar

beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Dies in beiden Fällen jeweils innerhalb

der oben genannten sechswöchigen Beschwerde- bzw. Revisionsfrist.

Ferner besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und

die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat

ausdrücklich zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem

Verwaltungsgericht, bei einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der

Entscheidung dem Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem

Verfassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären.

Der Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr zulässig

ist. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsmäßigen Parteienvertreter oder im

Beisein eines solchen abgegeben, so kann er binnen drei Tagen schriftlich oder zur

Niederschrift widerrufen werden.

Verwaltungsgericht Wien

Dr. Köhler
Richter


